Bundesdatenschutzgesetz (1990)

(historische Fassung, ohne spatere Anderungen)

Vom 20.12.1990 (BGBI. | S. 2954 1)

Verkindet als Artikel | des Gesetzes zur Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des Datenschutzes
vom 20.12.1990 (BGBI. | S. 2954). In Kraft ab 1.6.1991.
(8 10 Absatz 4 Satz 3 und 4 Inkrafttreten der Anderung am 1.1.1993)

Erster Abschnitt - Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den einzelnen davor zu schiitzen, dal er durch den Umgang mit seinen
personenbezogenen Daten in seinem Personlichkeitsrecht beeintrachtigt wird.

(2) Dieses Gesetz gilt fur die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch

1.
2.

offentliche Stellen des Bundes,
offentliche Stellen der Lander, soweit der Datenschutz nicht durch Landesgesetz geregelt ist und
soweit sie

a. Bundesrecht ausfiuihren oder

b. als Organe der Rechtspflege tatig werden und es sich nicht um

Verwaltungsangelegenheiten handelt,

nicht-6ffentliche Stellen, soweit sie die Daten in oder aus Dateien geschéaftsmalfig oder fur
berufliche oder gewerbliche Zwecke verarbeiten oder nutzen.

(3) Bei der Anwendung dieses Gesetzes gelten folgende Einschrankungen:

1. Fir automatisierte Dateien, die ausschlief3lich aus verarbeitungstechnischen Griinden

voruibergehend erstellt und nach ihrer verarbeitungstechnischen Nutzung automatisch geldscht
werden, gelten nur die 88 5 und 9.

Fir nicht-automatisierte Dateien, deren personenbezogene Daten nicht zur Ubermittlung an Dritte
bestimmt sind, gelten nur die 88 5, 9, 39 und 40. AuRerdem gelten fur Dateien 6ffentlicher Stellen
die Regelungen uber die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten in Akten. Werden
im Einzelfall personenbezogene Daten tUbermittelt, gelten fir diesen Einzelfall die Vorschriften
dieses Gesetzes uneingeschrankt.

(4) Soweit andere Rechtsvorschriften des Bundes auf personenbezogene Daten einschliefdlich deren
Veroffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften dieses Gesetzes vor. Die Verpflichtung zur
Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die
nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberthrt.

(5) Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen denen des V erwaltungsverfahrensgesetzes vor, soweit bei der
Ermittlung des Sachverhalts personenbezogene Daten verarbeitet werden.



§ 2 Offentliche und nicht-6ffentliche Stellen

(1) Offentliche Stellen des Bundes sind die Behdrden, die Organe der Rechtspflege und andere 6ffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen des Bundes, der bundesunmittelbaren K 6rperschaften, Anstalten und
Stiftungen des 6ffentlichen Rechts sowie deren Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechtsform.

(2) Offentliche Stellen der Lander sind die Behdrden, die Organe der Rechtspflege und andere offentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen eines Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes und
sonstiger der Aufsicht des Landes unterstehender juristischer Personen des 6ffentlichen Rechts sowie
derer Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechtsform.

(3) Vereinigungen des privaten Rechts von o6ffentlichen Stellen des Bundes und der Lander, die Aufgaben
der offentlichen Verwaltung wahrnehmen, gelten ungeachtet der Beteiligung nicht-6ffentlicher Stellen als
Offentliche Stellen des Bundes, wenn

1. sie Uber den Bereich eines Landes hinaus tatig werden oder
2. dem Bund die absolute Mehrheit der Anteile gehort oder die absolute Mehrheit der Stimmen
zustent.

Andernfalls gelten sie als 6ffentliche Stellen der Lander.

(4) Nicht-offentliche Stellen sind nattrrliche und juristische Personen, Gesellschaften und andere
Personenvereinigungen des privaten Rechts, sowelt sie nicht unter die Absétze 1 bis 3 fallen. Nimmt eine
nicht-6ffentliche Stelle hoheitliche Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung wahr, ist sie insoweit
Offentliche Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

§ 3 Weitere Begriffsbestimmungen

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben tber personliche oder sachliche Verhaltnisse einer
bestimmten oder bestimmbaren natirlichen Person (Betroffener).

(2) Eine Datel ist

1. eine Sammlung personenbezogener Daten, die durch automatisierte Verfahren nach bestimmten
Merkmalen ausgewertet werden kann (automatisierte Datei), oder

2. jede sonstige Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut ist und nach
bestimmten Merkmalen geordnet, umgeordnet und ausgewertet werden kann (nicht-
automatisierte Datei).

Nicht hierzu gehoren Akten und Aktensammlungen, es sei denn, dal3 sie durch automatisierte Verfahren
umgeordnet und ausgewertet werden konnen.

(3) Eine Akte ist jede sonstige amtlichen oder dienstlichen Zwecken dienende Unterlage; dazu zahlen auch
Bild- und Tontréager. Nicht hierunter fallen Vorentwirfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs
werden sollen.

(4) Erheben ist das Beschaffen von Daten Uber den Betroffenen.



(5) Verarbeiten ist das Speichern, Verandern, Ubermitteln, Sperren und Léschen personenbezogener
Daten. Im einzelnen ist, ungeachtet der dabel angewendeten Verfahren:

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personenbezogener Daten auf einem
Datentrdger zum Zwecke ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung,
2. Verandern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbezogener Daten,
3. Ubermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbeitung gewonnener
personenbezogener Daten an einen Dritten (Empféanger) in der Weise, daf3
a. die Daten durch die speichernde Stelle an den Empféanger weitergegeben werden oder
b. der Empfanger von der speichernden Stelle zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene
Daten einsieht oder abruft,
4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbezogener Daten, um ihre weitere
Verarbeitung oder Nutzung einzuschréanken,
5. Ldschen das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezogener Daten.

(6) Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener Daten, sowelt es sich nicht um Verarbeitung handelt.

(7) Anonymisieren ist das Verandern personenbezogener Daten derart, dal3 die Einzelangaben Uber
personliche oder sachliche Verhaltnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhaltnismaidig grofden
Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natirlichen Person
zugeordnet werden konnen.

(8) Speichernde Stelle ist jede Person oder Stelle, die personenbezogene Daten fur sich selbst speichert
oder durch andere im Auftrag speichern 1&8[3t.

(9) Dritter ist jede Person oder Stelle aul3erhalb der speichernden Stelle. Dritte sind nicht der Betroffene
sowie digjenigen Personen und Stellen, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes personenbezogene Daten
im Auftrag verarbeiten oder nutzen.

§ 4 Zuldssigkeit der Datenerverarbeitung und -nutzung

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten und deren Nutzung sind nur zuldssig, wenn dieses Gesetz
oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder anordnet oder soweit der Betroffene eingewilligt hat.

(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er auf den Zweck der Speicherung und einer
vorgesehenen Ubermittlung sowie auf Verlangen auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung
hinzuweisen. Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umsténde eine
andere Form angemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen Erklarungen schriftlich erteilt
werden, ist die Einwilligungserklarung im &uf3eren Erscheinungsbild der Erklérung hervorzuheben.

(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne von Absatz 2
Satz 2 auch dann vor, wenn durch die Schriftform der bestimmte Forschungszweck erheblich
beeintrachtigt wurde. In diesem Fall sind der Hinweis nach Absatz 2 Satz 1 und die Griinde, aus denen
sich die erhebliche Beeintrachtigung des bestimmten Forschungszweckes ergibt, schriftlich festzuhalten.



§ 5 Datengeheimnis

Den bei der Datenverarbeitung beschéaftigten Personen ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu
verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind, sowelit sie bei nicht-6ffentlichen
Stellen beschéftigt werden, bel der Aufnahme ihrer Tétigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das
Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tétigkeit fort.

§ 6 Unabdingbare Rechte des Betroffenen

(1) Die Rechte des Betroffenen auf Auskunft (88 19, 34) und auf Berichtigung, L6schung oder Sperrung
(88 20, 35) koénnen nicht durch Rechtsgeschéft ausgeschlossen oder beschrankt werden.

(2) Sind die Daten des Betroffenen in einer Datei gespeichert, bei der mehrere Stellen
speicherungsberechtigt sind, und ist der Betroffene nicht in der Lage, die speichernde Stelle festzustellen,
so kann er sich an jede dieser Stellen wenden. Diese ist verpflichtet, das Vorbringen des Betroffenen an
die speichernde Stelle weiterzuleiten. Der Betroffene ist Uber die Weiterleitung und die speichernde Stelle
zu unterrichten. Die in 8 19 Abs.3 genannten Stellen, die Behdrden der Staatsanwaltschaft und der Polizei
sowie Offentliche Stellen der Finanzverwaltung, soweit sie personenbezogene Daten in Erflllung ihrer
gesetzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich der Abgabenordnung zur Uberwachung und Priifung
speichern, kdnnen statt des Betroffenen den Bundesbeauftragten fir den Datenschutz unterrichten. 5In
diesem Fall richtet sich das weitere Verfahren nach § 19 Abs.6.

§ 7 Schadensersatz durch o6ffentliche Stellen

(1) Fugt eine 6ffentliche Stelle dem Betroffenen durch eine nach den Vorschriften dieses Gesetzes oder
nach anderen V orschriften Uber den Datenschutz unzuléssige oder unrichtige automatisierte Verarbeitung
seiner personenbezogenen Daten einen Schaden zu, ist sie dem Betroffenen unabhangig von einem
Verschulden zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

(2) Bel einer schweren Verletzung des Personlichkeitsrechts ist dem Betroffenen der Schaden, der nicht
Vermogensschaden ist, angemessen in Geld zu ersetzen.

(3) Die Anspriiche nach den Absétzen 1 und 2 sind insgesamt bis zu einem Betrag in Hohe von
zweihundertfinfzigtausend Deutsche Mark begrenzt. st aufgrund desselben Ereignisses an mehrere
Personen Schadensersatz zu leisten, der insgesamt den Hochstbetrag von zwelhundertfiinfzigtausend
Deutsche Mark Ubersteigt, so verringern sich die einzelnen Schadensersatzleistungen in dem Verhdltnis, in
dem ihr Gesamtbetrag zu dem Hochstbetrag steht.

(4) Sind bei einer Datei mehrere Stellen speicherungsberechtigt und ist der Geschéadigte nicht in der Lage,
die speichernde Stelle festzustellen, so haftet jede dieser Stellen.

(5) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.

(6) Auf das Mitverschulden des Betroffenen und die Verjéhrung sind die 88 254 und 852 des Burgerlichen
Gesetzbuches entsprechend anzuwenden.



(7) Vorschriften, nach denen ein Ersatzpflichtiger in weiterem Umfang als nach dieser Vorschrift haftet
oder nach denen ein anderer fir den Schaden verantwortlich ist, bleiben unberihrt.

(8) Der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten steht offen.

§ 8 Schadensersatz durch nicht-6ffentliche Stellen

Macht ein Betroffener gegentiber einer nicht-6ffentlichen Stelle einen Anspruch auf Schadensersatz wegen
einer nach diesem Gesetz oder anderen Vorschriften tber den Datenschutz unzuléssigen oder unrichtigen
automatisierten Datenverarbeitung geltend und ist streitig, ob der Schaden die Folge eines von der
speichernden Stelle zu vertretenden Umstandes ist, so trifft die Beweislast die speichernde Stelle.

§ 9 Technische und organisatorische Mafdnahmen

Offentliche und nicht-6ffentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene Daten verarbeiten,
haben die technischen und organisatorischen Mal3nahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die
Ausfihrung der Vorschriften dieses Gesetzes, insbesondere die in der Anlage zu diesem Gesetz genannten
Anforderungen, zu gewahrleisten. Erforderlich sind Mal3nahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem
angemessenen Verhaltnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

§ 10 Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die Ubermittlung personenbezogener Daten
durch Abruf erméglicht, ist zuldssig, soweit dieses Verfahren unter Berticksichtigung der schutzwiirdigen
Interessen der Betroffenen und der Aufgaben oder Geschéftszwecke der beteiligten Stellen angemessen
ist. Die Vorschriften Gber die Zulassigkeit des einzelnen Abrufs bleiben unberthrt.

(2) Die beteiligten Stellen haben zu gewéhrleisten, dal? die Zulassigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert
werden kann. Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:

Anlald und Zweck des Abrufverfahrens,

Datenempfanger,

Art der zu Ubermittelnden Daten,

nach 8 9 erforderliche technische und organisatorische Mal3nhahmen.

PR

I m 6ffentlichen Bereich kénnen die erforderlichen Festlegungen auch durch die Fachaufsichtsbehdrden
getroffen werden.

(3) Uber die Einrichtung von Abrufverfahren ist in Fallen, in denen diein § 12 Abs.1 genannten Stellen
beteiligt sind, der Bundesbeauftragte fir den Datenschutz unter Mitteilung der Festlegungen nach Absatz
2 zu unterrichten. Die Einrichtung von Abrufverfahren, bel denen die in 8 6 Abs.2 und in 8 19 Abs.3
genannten Stellen beteiligt sind, ist nur zulassig, wenn der fir die speichernde und die abrufende Stelle
jewells zustandige Bundes- oder Landesminister oder deren Vertreter zugestimmt haben.



(4) Die Verantwortung fir die Zulassigkeit des einzelnen Abrufs tragt der Empfénger. Die speichernde
Stelle priift die Zuléssigkeit der Abrufe nur, wenn dazu Anlal3 besteht. Die speichernde Stelle hat zu
gewahrleisten, daf? die Ubermittlung personenbezogener Daten zumindest durch geeignete
Stichprobenverfahren festgestellt und tberprft werden kann. Wird ein Gesamtbestand personenbezogener
Daten abgerufen oder Ubermittelt (Stapelverarbeitung), so bezieht sich die Gewahrleistung der
Feststellung und Uberpriifung nur auf die Zulassigkeit des Abrufes oder der Ubermittlung des
Gesamtbestandes.

(5) Die Absétze 1 bis 4 gelten nicht fir den Abruf aus Datenbestédnden, die jedermann, sei es ohne oder
nach besonderer Zulassung, zur Benutzung offenstehen.

§ 11 Verarbeitung oder personenbezogener Daten im Auftrag

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere Stellen verarbeitet oder genutzt, ist der
Auftraggeber fir die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und anderer Vorschriften Gber den
Datenschutz verantwortlich. Die in den 88 6, 7 und 8 genannten Rechte sind ihm gegentiber geltend zu
machen.

(2) Der Auftragnehmer ist unter besonderer Beriicksichtigung der Eignung der von ihm getroffenen
technischen und organisatorischen Mal3nahmen sorgféltig auszuwahlen. Der Auftrag ist schriftlich zu
erteilen, wobei die Datenverarbeitung oder -nutzung, die technischen und organisatorischen Mal3nahmen
und etwaige Unterauftragsverhéltnisse festzulegen sind. Er kann bei 6ffentlichen Stellen auch durch die
Fachaufsichtsbehorde erteilt werden.

(3) Der Auftragnehmer darf die Daten nur im Rahmen der Weisungen des Auftraggebers verarbeiten oder
nutzen. Ist er der Ansicht, dal3 eine Weisung des Auftraggebers gegen dieses Gesetz oder andere
Vorschriften Uber den Datenschutz verstofdt, hat er den Auftraggeber unverziglich darauf hinzuweisen.

(4) Fur den Auftragnehmer gelten neben den 88 5, 9, 43 Abs.1, Abs.3 und 4 sowie § 44 Abs.1 Nr.2, 5, 6
und 7 und Abs.2 nur die Vorschriften Uber die Datenschutzkontrolle oder die Aufsicht, und zwar fur

1.
a. oOffentliche Stellen,
b. nicht-6ffentliche Stellen, bei denen der 6ffentlichen Hand die Mehrheit der Anteile gehdort
oder die Mehrheit der Stimmen zusteht und der Auftraggeber eine offentliche Stelle ist,
2. die 8818, 24, 25 und 26 oder die entsprechenden Vorschriften der Datenschutzgesetze der
Lander, die Ubrigen nicht-offentlichen Stellen, soweit sie personenbezogene Daten im Auftrag als
Dienstleistungsunternehmen geschaftsmalfig verarbeiten oder nutzen, die 88 32, 36, 37 und 38.

Zweiter Abschnitt - Datenver arbeitung der offentlichen Stellen

Erster Unterabschnitt - Rechtsgrundlagen der Datenver arbeitung



§ 12 Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten fir 6ffentliche Stellen des Bundes, soweit sie nicht als
offentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen.

(2) Sowelt der Datenschutz nicht durch Landesgesetz geregelt ist, gelten die 88 12, 13, 14, 15, 16, 17, 19
und 20 auch fur die offentlichen Stellen der Lander, soweit sie

1. Bundesrecht ausfiihren und nicht als 6ffentlich-rechtliche Unternehmen am Wettbewerb
teilnehmen oder

2. als Organe der Rechtspflege tatig werden und es sich nicht um Verwaltungsangelegenheiten
handelt.

(3) Fur Landesbeauftragte fur den Datenschutz gilt 8§ 23 Abs.4 entsprechend.

(4) Werden personenbezogene Daten fir friihere, bestehende oder zukiinftige dienst- oder arbeitsrechtliche
Rechtsverhéltnisse verarbeitet oder genutzt, gelten anstelle der 88 14, 15, 16 und 17, 19 und 20 der § 28
Abs.1 und 2 Nr.1 sowie die 88 33, 34 und 35.

§ 13 Datenerhebung

(1) Das Erheben personenbezogener Daten ist zulassig, wenn ihre Kenntnis zur Erfillung der Aufgaben
der erhebenden Stellen erforderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten sind beim Betroffenen zu erheben. Ohne seine Mitwirkung durfen sie nur
erhoben werden, wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder
2.
a. die zu erfullende Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen Personen
oder Stellen erforderlich macht oder
b. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhéaltnismaRigen Aufwand erfordern wiirde

und keine Anhaltspunkte dafir bestehen, dal? Giberwiegende schutzwirdige Interessen des
Betroffenen beeintrachtigt werden.

(3) Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen mit seiner Kenntnis erhoben, so ist der
Erhebungszweck ihm gegentiber anzugeben. Werden sie beim Betroffenen aufgrund einer
Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft Voraussetzung
fur die Gewahrung von Rechtsvorteilen, so ist der Betroffene hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit seiner
Angaben hinzuweisen. Auf Verlangen ist er Gber die Rechtsvorschrift und tber die Folgen der
Verweigerung von Angaben aufzuklaren.

(4) Werden personenbezogene Daten statt beim Betroffenen bei einer nicht-offentlichen Stelle erhoben, so
ist die Stelle auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer
Angaben hinzuweisen.



§ 14 Datenspeicherung, -verdanderung und -nutzung

(1) Das Speichern, Veradndern oder Nutzen personenbezogener Daten ist zulassig, wenn es zur Erfullung
der in der Zustandigkeit der speichernden Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und es fur die Zwecke
erfolgt, fur die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, dirfen die Daten nur
fir die Zwecke geandert oder genutzt werden, fur die sie gespeichert worden sind.

(2) Das Speichern, Verandern oder Nutzen fir andere Zwecke ist nur zulassig, wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt,

2. der Betroffene eingewilligt hat,

3. offensichtlich ist, dal3 es im Interesse des Betroffenen liegt, und kein Grund zu der Annahme
besteht, dal3 er in Kenntnis des anderen Zwecks seine Einwilligung verweigern wirde,

4. Angaben des Betroffenen Uberprift werden missen, weil tatsachliche Anhaltspunkte fiir deren
Unrichtigkeit bestehen,

5. die Daten aus allgemein zuganglichen Quellen entnommen werden kénnen oder die speichernde
Stelle sie veroffentlichen dirfte, es sei denn, dal3 das schutzwirdige Interesse des Betroffenen an
dem Ausschlu3 der Zweckanderung offensichtlich Uberwiegt,

6. es zur Abwehr erheblicher Nachteile fur das Gemeinwohl oder einer sonst unmittelbar drohenden
Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit erforderlich ist,

7. es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug
von Strafen oder MalRnahmen im Sinne des 8§ 11 Abs.1 Nr.8 des Strafgesetzbuches oder von
Erziehungsmaliregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur
Vollstreckung von Bul3geldentscheidungen erforderlich ist,

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung der Rechte einer anderen Person
erforderlich ist oder

9. es zur Durchfihrung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche
Interesse an der Durchfiihrung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem
Ausschlul? der Zweckanderung erheblich Uberwiegt und der Zweck der Forschung auf andere
Weise nicht oder nur mit unverhaltnismaRigem Aufwand erreicht werden kann.

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung fur andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von
Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprifung oder der Durchfiihrung von
Organisationsuntersuchungen fir die speichernde Stelle dient. Das gilt auch fur die Verarbeitung oder
Nutzung zu Ausbildungs- und Prufungszwecken durch die speichernde Stelle, soweit nicht tberwiegende
schutzwiirdige I nteressen des Betroffenen entgegenstehen.

(4) Personenbezogene Daten, die ausschlief3lich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der
Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemal3en Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage
gespeichert werden, durfen nur fur diese Zwecke verwendet werden.

§ 15 Datenilibermittlung an 6ffentliche Stellen

(1) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an tffentliche Stellen ist zuldssig, wenn

1. sie zur Erfullung der in der Zustandigkeit der tbermittelnden Stelle oder des Empfangers
liegenden Aufgaben erforderlich ist und
2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach 8 14 zulassen wuirden.



(2) Die Verantwortung fiir die Zulassigkeit der Ubermittlung tragt die tbermittelnde Stelle. Erfolgt die
Ubermittlung auf Ersuchen des Empfangers, tragt dieser die Verantwortung. In diesem Falle pruft die
ubermittelnde Stelle nur, ob das Ubermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfangers liegt,
es sei denn, dal? besonderer Anlal? zur Priifung der Zulassigkeit der Ubermittlung besteht. § 10 Abs.4
bleibt unberthrt.

(3) Der Empfanger darf die Ubermittelten Daten fir den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen
Erflllung sie ihm Gbermittelt werden. Eine Verarbeitung oder Nutzung fur andere Zwecke ist nur unter
den Voraussetzungen des 8§ 14 Abs.2 zulassig.

(4) Fur die Ubermittlung personenbezogener Daten an Stellen der 6ffentlich-rechtlichen
Religionsgesellschaften gelten die Absétze 1 bis 3 entsprechend, sofern sichergestellt ist, dal3 bei dem
Empfanger ausreichende Datenschutzmal3nahmen getroffen werden.

(5) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatz 1 Ubermittelt werden diurfen, weitere
personenbezogene Daten des Betroffenen oder eines Dritten in Akten so verbunden, dal3 eine Trennung
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand moglich ist, so ist die Ubermittlung auch dieser Daten
zulassig, soweit nicht berechtigte Interessen des Betroffenen oder eines Dritten an deren Geheimhaltung
offensichtlich Gberwiegen; beine Nutzung dieser Daten ist unzul&ssig.

(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn personenbezogene Daten innerhalb einer 6ffentlichen Stelle
weltergegeben werden.

§ 16 Dateniibermittlung an nicht-offentliche Stellen

(1) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an nicht-6ffentliche Stellen ist zuldssig, wenn

1. sie zur Erfullung der in der Zustandigkeit der tbermittelnden Stelle liegenden Aufgaben
erforderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 14 zulassen wirden,
oder

2. der Empfanger ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu tbermittelnden Daten glaubhaft
darlegt und der Betroffene kein schutzwirdiges Interesse an dem Ausschluld der Ubermittlung
hat.

(2) Die Verantwortung fiir die Zulassigkeit der Ubermittlung tragt die Ubermittelnde Stelle.

(3) In den Fallen der Ubermittlung nach Absatz 1 Nr.2 unterrichtet die tibermittelnde Stelle den
Betroffenen von der Ubermittlung seiner Daten. Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, dal? er davon
auf andere Weise Kenntnis erlangt, oder wenn die Unterrichtung die 6ffentliche Sicherheit gefahrden oder
sonst dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten wirde.

(4) Der Empfanger darf die Gbermittelten Daten nur fir den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen
Erflllung sie ihm Gbermittelt werden. Die Gbermittelnde Stelle hat den Empfanger darauf hinzuweisen.
Eine Verarbeitung oder Nutzung furr andere Zwecke ist zulassig, wenn eine Ubermittlung nach Absatz 1
zulassig ware und die Ubermittelnde Stelle zugestimmt hat.



§ 17 Dateniibermittlung an Stellen aufierhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes

(1) Fur die Ubermittlung personenbezogener Daten an Stellen auRerhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes sowie an uber- und zwischenstaatliche Stellen gilt § 16 Abs.1 nach Mal3gabe der fir diese
Ubermittlung geltenden Gesetze und Vereinbarungen, sowie § 16 Abs.3.

(2) Eine Ubermittlung unterbleibt, soweit Grund zu der Annahme besteht, dal3 durch sie gegen den Zweck
eines deutschen Gesetzes verstol3en wirde.

(3) Die Verantwortung fir die Zuléssigkeit der Ubermittlung tragt die tibermittelnde Stelle.

(4) Der Empfanger ist darauf hinzuweisen, dal3 die Gbermittelten Daten nur zu dem Zweck verarbeitet oder
genutzt werden durfen, zu dessen Erfillung sie ihm tbermittelt werden.

§ 18 Durchfiihrung des Datenschutzes in der Bundesverwaltung

(1) Die obersten Bundesbehdrden, der Vorstand der Deutschen Bundesbahn, die Vorsténde der
Unternehmen der Deutschen Bundespost oder das Direktorium der Deutschen Bundespost im Rahmen
seiner Aufgabenstellung nach den 88 9 bis 11 des Postverfassungsgesetzes sowie die bundesunmittelbaren
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des offentlichen Rechts, tiber die von der Bundesregierung oder
einer obersten Bundesbehtrde lediglich die Rechtsaufsicht ausgetibt wird, haben fur ihren
Geschéftsbereich die Ausfuhrung dieses Gesetzes sowie anderer Rechtsvorschriften tUber den Datenschutz
sicherzustellen.

(2) Die offentlichen Stellen flihren ein Verzeichnis der eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen. Fir ihre
Dateien haben sie schriftlich festzulegen:

Bezeichnung und Art der Dateien,

Zweckbestimmung,

Art der gespeicherten Daten,

betroffenen Personenkreis,

Art der regelmaRig zu tbermittelnden Daten und deren Empféanger,

Regelfristen fur die Loschung der Daten,

zugriffsberechtigte Personengruppen oder Personen, die allein zugriffsberechtigt sind.

NoOakwNhE

Sie haben ferner dafiir zu sorgen, dal3 die ordnungsgemal3e Anwendung der
Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen,
Uberwacht wird.

(3) Absatz 2 Satz 2 gilt nicht fir Dateien, die nur vorUbergehend vorgehalten und innerhalb von drei
Monaten nach ihrer Erstellung geldscht werden.

Zweiter Unter abschnitt - Rechte des Betroffenen



§ 19 Auskunft an den Betroffenen

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft zu erteilen tber

1. die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf Herkunft oder Empfanger
dieser Daten beziehen, und
2. den Zweck der Speicherung.

In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen Daten, tber die Auskunft erteilt werden soll, néher
bezeichnet werden. Sind die personenbezogenen Daten in Akten gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt,
soweit der Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermoglichen, und der fur die Erteilung
der Auskunft erforderliche Aufwand nicht auf3er Verhdltnis zu dem vom Betroffenen geltend gemachten
Informationsinteresse steht. Die speichernde Stelle bestimmt das Verfahren, insbesondere die Form der
Auskunftserteilung, nach pflichtgeméal3em Ermessen.

(2) Absatz 1 gilt nicht fur personenbezogene Daten, die nur deshalb gespeichert sind, well sie aufgrund
gesetzlicher, satzungsmalidiger oder vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften nicht geldscht werden
durfen, oder ausschlief3lich Zwecken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle dienen.

(3) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Ubermittlung personenbezogener Daten an
Verfassungsschutzbehtrden, den Bundesnachrichtendienst, den Militarischen Abschirmdienst und, soweit
die Sicherheit des Bundes bertihrt wird, andere Behdrden des Bundesministers der Verteidigung, ist sie
nur mit Zustimmung dieser Stellen zul&ssig.

(4) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. die Auskunft die ordnungsgemalfde Erfullung der in der Zustandigkeit der speichernden Stelle
liegenden Aufgaben gefahrden wirde,

2. die Auskunft die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung geféahrden oder sonst dem Wohle des
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten wirde oder

3. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen
nach, insbesondere wegen der tUberwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten,
geheimgehalten werden mussen

und deswegen das I nteresse des Betroffenen an der Auskunftserteilung zurticktreten mul3.

(5) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf einer Begriindung nicht, soweit durch die Mitteilung der
tatsachlichen und rechtlichen Griinde, auf die die Entscheidung gestiitzt wird, der mit der
Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefahrdet wirde. In diesem Falle ist der Betroffene darauf
hinzuweisen, dal3 er sich an den Bundesbeauftragten fur den Datenschutz wenden kann.

(6) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, so ist sie auf sein Verlangen dem Bundesbeauftragten
fur den Datenschutz zu erteilen, soweit nicht die jeweils zustéandige oberste Bundesbehorde im Einzelfall
feststellt, dal3 dadurch die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefahrdet wirde. Die Mitteilung des
Bundesbeauftragten an den Betroffenen darf keine Riuckschliisse auf den Erkenntnisstand der
speichernden Stelle zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.

(7) Die Auskunft ist unentgeltlich.



§ 20 Berichtigung, Loschung und Sperrung von Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Wird festgestellt, dal3
personenbezogene Daten in Akten unrichtig sind, oder wird ihre Richtigkeit von dem Betroffenen
bestritten, so ist diesin der Akte zu vermerken oder auf sonstige Weise festzuhalten.

(2) Personenbezogene Daten in Dateien sind zu l6schen, wenn

1. ihre Speicherung unzulassig ist oder
2. ihre Kenntnis fur die speichernde Stelle zur Erfullung der in ihrer Zustandigkeit liegenden
Aufgaben nicht mehr erforderlich ist.

(3) Andie Stelle einer LOschung tritt eine Sperrung, soweit

1. einer L6schung gesetzliche, satzungsmalRige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen
entgegenstehen,

2. Grund zu der Annahme besteht, dal? durch eine Loschung schutzwirdige Interessen des
Betroffenen beeintrachtigt wirden, oder

3. eine Loschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhaltnismafiig
hohem Aufwand mdglich ist.

(4) Personenbezogene Daten in Dateien sind ferner zu sperren, soweit ihre Richtigkeit vom Betroffenen
bestritten wird und sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen l&f3t.

(5) Personenbezogene Daten in Akten sind zu sperren, wenn die Behorde im Einzelfall feststellt, dal3 ohne
die Sperrung schutzwurdige I nteressen des Betroffenen beeintrachtigt wirden und die Daten fur die
Aufgabenerfillung der Behorde nicht mehr erforderlich sind.

(6) Gesperrte Daten durfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur Gbermittelt oder genutzt werden, wenn

1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus
sonstigen im uberwiegenden Interesse der speichernden Stelle oder eines Dritten liegenden
Grunden unerlaflich ist und

2. die Daten hierfur Gibermittelt oder genutzt werden dirften, wenn sie nicht gesperrt waren.

(7) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung bestrittener Daten sowie der Léschung oder
Sperrung wegen Unzul&ssigkeit der Speicherung sind die Stellen zu verstéandigen, denen im Rahmen einer
regelméaiiigen Datentibermittlung diese Daten zur Speicherung weitergegeben werden, wenn dies zur
Wahrung schutzwirdiger Interessen des Betroffenen erforderlich ist.

(8) §2 Abs.1 bis 6, 8 und 9 des Bundesarchivgesetzes ist anzuwenden.

§ 21 Anrufung des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz

Jedermann kann sich an den Bundesbeauftragten fur den Datenschutz wenden, wenn er der Ansicht ist, bei
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung seiner personenbezogenen Daten durch 6ffentliche Stellen des
Bundes in seinen Rechten verletzt worden zu sein. Fur die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von



personenbezogenen Daten durch Gerichte des Bundes gilt dies nur, soweit diese in
Verwaltungsangelegenheiten téatig werden.

Dritter Unterabschnitt - Bundesbeauftragter fir den Datenschutz

§ 22 Wahl des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz

(1) Der Deutsche Bundestag wahlt auf Vorschlag der Bundesregierung den Bundesbeauftragten fur den
Datenschutz mit mehr als der Halfte der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder. Der Bundesbeauftragte mufl3
bei seiner Wahl das 35. Lebensjahr vollendet haben. Der Gewahlte ist vom Bundesprasidenten zu
ernennen.

(2) Der Beauftragte leistet vor dem Bundesminister des Innern folgenden Eid:

"Ich schwore, dal’d ich meine Kraft dem Wohle des deutschen V olkes widmen, seinen Nutzen mehren,
Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine
Pflichten gewissenhaft erfullen und Gerechtigkeit gegen jedermann tiben werde. So wahr mir Gott helfe.”

Der Eid kann auch ohne religiose Beteuerung geleistet werden.

(3) Die Amtszeit des Bundesbeauftragten betragt finf Jahre. Einmalige Wiederwahl ist zul&ssig.

(4) Der Bundesbeauftragte steht nach Mal3gabe dieses Gesetzes zum Bund in einem 6ffentlich-rechtlichen
Amtsverhdltnis. Er ist in Austibung seines Amtes unabhéngig und nur dem Gesetz unterworfen. Er
untersteht der Rechtsaufsicht der Bundesregierung.

(5) Der Bundesbeauftragte wird beim Bundesminister des Innern eingerichtet. Er untersteht der
Dienstaufsicht des Bundesministers des Innern. Dem Bundesbeauftragten ist die fur die Erfllung seiner
Aufgaben notwendige Personal- und Sachausstattung zur Verfligung zu stellen; sie ist im Einzelplan des
Bundesministers des Innern in einem eigenen Kapitel auszuweisen. Die Stellen sind im Einvernehmen mit
dem Bundesbeauftragten zu besetzen. Die Mitarbeiter konnen, falls sie mit der beabsichtigten Mal3nahme
nicht einverstanden sind, nur im Einvernehmen mit ihm versetzt, abgeordnet oder umgesetzt werden.

(6) Ist der Bundesbeauftragte vortbergehend an der Ausiibung seines Amtes verhindert, kann der
Bundesminister des Innern einen Vertreter mit der Wahrnehmung der Geschéfte beauftragen. Der
Bundesbeauftragte soll dazu gehort werden.

§ 23 Rechtsstellung des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz

(1) Das Amtsverhdltnis des Bundesbeauftragten fir den Datenschutz beginnt mit der Aushéndigung der
Ernennungsurkunde. Es endet

1. mit Ablauf der Amtszeit,
2. mit der Entlassung.



Der Bundesprasident entl&f3t den Bundesbeauftragten, wenn dieser es verlangt oder auf V orschlag der
Bundesregierung, wenn Gruinde vorliegen, die bei einem Richter auf Lebenszeit die Entlassung aus dem
Dienst rechtfertigen. Im Falle der Beendigung des Amtsverhaltnisses erhélt der Bundesbeauftragte eine
vom Bundesprésidenten vollzogene Urkunde. Eine Entlassung wird mit der Aushandigung der Urkunde
wirksam. Auf Ersuchen des Bundesministers des Innern ist der Bundesbeauftragte verpflichtet, die
Geschéfte bis zur Ernennung seines Nachfolgers weiterzufihren.

(2) Der Bundesbeauftragte darf neben seinem Amt kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen
Beruf austiben und weder der Leitung oder dem Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat eines auf Erwerb
gerichteten Unternehmens noch einer Regierung oder einer gesetzgebenden Korperschaft des Bundes oder
eines Landes angehoren. Er darf nicht gegen Entgelt aul3ergerichtliche Gutachten abgeben.

(3) Der Bundesbeauftragte hat dem Bundesminister des Innern Mitteilung tber Geschenke zu machen, die
er in bezug auf sein Amt erhalt. Der Bundesminister des Innern entscheidet tber die Verwendung der
Geschenke.

(4) Der Bundesbeauftragte ist berechtigt, Uber Personen, die ihm in seiner Eigenschaft als
Bundesbeauftragter Tatsachen anvertraut haben, sowie Uber diese Tatsachen selbst das Zeugnis zu
verweigern. Dies gilt auch fur die Mitarbeiter des Bundesbeauftragten mit der Mal3gabe, dal3 Uber die
Austibung dieses Rechts der Bundesbeauftragte entscheidet. Soweit das Zeugnisverweigerungsrecht des
Bundesbeauftragten reicht, darf die Vorlegung oder Auslieferung von Akten oder anderen Schriftstiicken
von ihm nicht gefordert werden.

(5) Der Bundesbeauftragte ist, auch nach Beendigung seines Amtsverhaltnisses, verpflichtet, tber dieihm
amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht fur
Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder tiber Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung
nach keiner Geheimhaltung bedtrfen. Der Bundesbeauftragte darf, auch wenn er nicht mehr im Amt ist,
Uber solche Angelegenheiten ohne Genehmigung des Bundesministers des Innern weder vor Gericht noch
aulZergerichtlich aussagen oder Erklérungen abgeben. Unbertihrt bleibt die gesetzlich begriindete Pflicht,
Straftaten anzuzeigen und bei Gefahrdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung fur deren
Erhaltung einzutreten.

(6) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, soll nur versagt werden, wenn die Aussage dem Wohle des
Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten oder die Erfullung 6ffentlicher Aufgab en
ernstlich gefahrden oder erheblich erschweren wirde. Die Genehmigung, ein Gutachten zu erstatten, kann
versagt werden, wenn die Erstattung den dienstlichen Interessen Nachteile bereiten wirde. 8§ 28 des
Gesetzes Uber das Bundesverfassungsgericht in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.Dezember 1985
(BGBI.I S.2229) bleibt unberdhrt.

(7) Der Bundesbeauftragte erhdt vom Beginn des Kalendermonats an, in dem das Amtsverhaltnis beginnt,
bis zum Schlul? des Kalendermonats, in dem das Amtsverhaltnis endet, im Falle des Absatzes 1 Satz 6 bis
zum Ende des Monats, in dem die Geschéftsfiihrung endet, Amtsbeziige in Hohe der einem
Bundesbeamten der Besoldungsgruppe B9 zustehenden Besoldung. Das Bundesreisekostengesetz und das
Bundesumzugskostengesetz sind entsprechend anzuwenden. Im tbrigen sind die 88 13 bis 20 des
Bundesministergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.Juli 1971 (BGBI.I S.1166), zuletzt
geandert durch das Gesetz zur Kirzung des Amtsgehalts der Mitglieder der Bundesregierung und der
Parlamentarischen Staatssekretére vom 22.Dezember 1982 (BGBI.I S.2007), mit der Mal3gabe
anzuwenden, dal? an die Stelle der zweijdhrigen Amtszeit in 8 15 Abs.1 des Bundesministergesetzes eine
Amtszeit von funf Jahren tritt. Abweichend von Satz 3 in Verbindung mit den 88 15 bis 17 des



Bundesministergesetzes berechnet sich das Ruhegehalt des Bundesbeauftragten unter Hinzurechnung der
Amtszeit als ruhegehaltsfahige Dienstzeit in entsprechender Anwendung des
Beamtenversorgungsgesetzes, wenn dies gunstiger ist und der Bundesbeauftragte sich unmittelbar vor
seiner Wahl zum Bundesbeauftragten als Beamter oder Richter mindestens in dem letzten gewdhnlich vor
Erreichen der Besoldungsgruppe B9 zu durchlaufenden Amt befunden hat.

§ 24 Kontrolle durch den Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz

(1) Der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz kontrolliert bei den 6ffentlichen Stellen des Bundes die
Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und anderer Vorschriften Gber den Datenschutz. Werden
personenbezogene Daten in Akten verarbeitet oder genutzt, kontrolliert der Bundesbeauftragte die
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung, wenn der Betroffene ihm hinreichende Anhaltspunkte dafr
darlegt, dal3 er dabei in seinen Rechten verletzt worden ist, oder dem Bundesbeauftragten hinreichende
Anhaltspunkte fur eine derartige Verletzung vorliegen.

(2) Die Kontrolle des Bundesbeauftragten erstreckt sich auch auf personenbezogene Daten, die einem
Berufsgeheimnis, insbesondere dem Steuergeheimnis nach 8§ 30 der Abgabenordnung, untrliegen. Das
Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird eingeschrankt, soweit dies zur
Austibung der Kontrolle bei den speichernden Stellen der Deutschen Bundespost erforderlich ist. Das
Kontrollrecht erstreckt sich mit Ausnahme von Nummer 1 nicht auf den Inhalt des Post- und
Fernmeldeverkehrs. Der Kontrolle durch den Bundesbeauftragten unterliegen nicht:

1. personenbezogene Daten, die der Kontrolle durch die Kommission nach § 9 des Gesetzes zu
Artikel 10 Grundgesetz unterliegen, es sei denn, die Kommission ersucht den
Bundesbeauftragten, die Einhaltung der Vorschriften tiber den Datenschutz bei bestimmten
Vorgangen oder in bestimmten Bereichen zu kontrollieren und ausschlief3lich ihr dariiber zu
berichten, und

a. personenbezogene Daten, die dem Post und Fernmeldegeheimnis nach Artikel 10 des
Grundgesetzes unterliegen,

b. personenbezogene Daten, die dem Arztgeheimnis unterliegen und

c. personenbezogene Daten in Personalakten oder in den Akten Uber die Sicherheitsprifung,

wenn der Betroffene der Kontrolle der auf ihn bezogenen Daten im Einzelfall gegentiber dem
Bundesbeauftragten fur den Datenschutz widerspricht. Unbeschadet des Kontrollrechts des
Bundesbeauftragten unterrichtet die 6ffentliche Stelle die Betroffenen in allgemeiner Form utber
das ihnen zustehende Widerspruchsrecht.

(3) Die Bundesgerichte unterliegen der Kontrolle des Bundesbeauftragten nur, soweit sie in
V erwaltungsangel egenheiten tétig werden.

(4) Die offentlichen Stellen des Bundes sind verpflichtet, den Bundesbeauftragten und seine Beauftragten
bei der Erfullung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen. Ihnen ist dabei insbesondere

1. Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten, insbesondere in die
gespeicherten Daten und in die Datenverarbeitungsprogramme, zu gewahren, die im
Zusammenhang mit der Kontrolle nach Absatz 1 stehen,

2. jederzeit Zutritt in alle Dienstraume zu gewéhren.

Diein 8 6 Abs.2 und § 19 Abs.3 genannten Behtrden gewahren die Unterstiitzung nur dem
Bundesbeauftragten selbst und den von ihm schriftlich besonders Beauftragten. Satz 2 gilt fir diese



Behorden nicht, soweit die oberste Bundesbehtrde im Einzelfall feststellt, dald die Auskunft oder Einsicht
die Sicherheit des Bundes oder eines L andes geféhrden wrde.

(5) Der Bundesbeauftragte teilt das Ergebnis seiner Kontrolle der 6ffentlichen Stelle mit. Damit kann er
Vorschlége zur Verbesserung des Datenschutzes, insbesondere zur Beseitigung von festgestellten Mangeln
bei der Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten, verbinden. 8 25 bleibt unberihrt.

(6) Absatz 2 gilt entsprechend fur die 6ffentlichen Stellen, die fir die Kontrolle der Einhaltung der
Vorschriften Uber den Datenschutz in den Landern zustandig sind.

§ 25 Beanstandungen durch den Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz

(1) Stellt der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz Verstof3e gegen die Vorschriften dieses Gesetzes
oder gegen andere V orschriften tiber den Datenschutz oder sonstige Méangel bei der Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten fest, so beanstandet er dies

1. beider Bundesverwaltung gegentber der zustédndigen obersten Bundesbehérde,

2. Dbei der Bundesbahn gegentiber dem Vorstand,

3. bei der Deutschen Bundespost gegeniiber den Vorstanden der Unternehmen oder gegeniiber
dem Direktoriun im Rahmen seiner Aufgabenstellung nach den 88 9 bis 11 des
Postverfassungsgesetzes,

4. Dbeiden bundesunmittelbaren Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts
sowie bei Vereinigungen solcher Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen gegeniiber dem
Vorstand oder dem sonst vertretungsberechtigten Organ

und fordert zur Stellungnahme innerhalb einer von ihm zu bestimmenden Frist auf. In den Féllen von Satz
1 Nr.4 unterrichtet der Bundesbeauftragte gleichzeitig die zusténdige Aufsichtsbehdrde.

(2) Der Bundesbeauftragte kann von einer Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme der
betroffenen Stelle verzichten, insbesondere wenn es sich um unerhebliche oder inzwischen beseitigte
Méangel handelt.

(3) Die Stellungnahme soll auch eine Darstellung der Mal3nahmen enthalten, die auf Grund der
Beanstandung des Bundesbeauftragten getroffen worden sind. Die in Absatz 1 Satz 1 Nr.4 genannten
Stellen leiten der zusténdigen Aufsichtsbehdrde gleichzeitig eine Abschrift ihrer Stellungnahme an den
Bundesbeauftragten zu.

§ 26 Weitere Aufgaben des Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz, Dateienregister

(1) Der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz erstattet dem Deutschen Bundestag alle zwel Jahre einen
Tatigkeitsbericht. Der Tétigkeitsbericht soll auch eine Darstellung der wesentlichen Entwicklung des
Datenschutzes im nicht-6ffentlichen Bereich enthalten.

(2) Auf Anforderung des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung hat der Bundesbeauftragte
Gutachten zu erstellen und Berichte zu erstatten. Auf Ersuchen des Deutschen Bundestages, des
Petitionsausschusses, des Innenausschusses oder der Bundesregierung geht der Bundesbeauftragte ferner



Hinweisen auf Angelegenheiten und V organge des Datenschutzes bei den 6ffentlichen Stellen des Bundes
nach. Der Bundesbeauftragte kann sich jederzeit an den Deutschen Bundestag wenden.

(3) Der Bundesbeauftragte kann der Bundesregierung und den in 8 12 Abs.1 genannten Stellen des Bundes
Empfehlungen zur Verbesserung des Datenschutzes geben und sie in Fragen des Datenschutzes beraten.
Diein 8§ 25 Abs.1 Nr.1 bis 4 genannten Stellen sind durch den Bundesbeauftragten zu unterrichten, wenn
die Empfehlung oder Beratung sie nicht unmittelbar betrifft.

(4) Der Bundesbeauftragte wirkt auf die Zusammenarbeit mit den offentlichen Stellen, die fur die
Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften Giber den Datenschutz in den Landern zustandig sind, sowie mit
den Aufsichtsbehdrden nach § 38 hin.

(5) Der Bundesbeauftragte fuhrt ein Register der automatisiert geftinrten Dateien, in denen
personenbezogene Daten gespeichert werden. Das gilt nicht fur die Dateien der in 8 19 Abs.3 genannten
Behotrden sowie fur Dateien nach § 18 Abs.3. Die 6ffentlichen Stellen, deren Dateien in das Register
aufgenommen werden, sind verpflichtet, dem Bundesbeauftragten eine Ubersicht geméR § 18 Abs.2 Satz 2
Nr.1 bis 6 zuzuleiten. Das Register kann von jedermann eingesehen werden. Die Angaben nach § 18
Abs.2 Satz 2 Nr.3 und 5 Uber Dateien der in 8 6 Abs.2 genannten Behorden unterliegen nicht der
Einsichtnahme. Der Bundesbeauftragte kann im Einzelfall fir andere offentliche Stellen mit deren
Einverstandnis festlegen, dal3 einzelne Angaben nicht der Einsichtnahme unterliegen.

Dritter Abschnitt - Datenver ar beitung nicht-6ffentlicher Stellen und offentlich-
rechtlicher Wettbewer bsunter nehmen

Erster Unterabschnitt - Rechtsgrundlagen der Datenver arbeitung

§ 27 Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden Anwendung, soweit personenbezogene Daten in oder aus
Dateien geschaftsmal3ig oder fur berufliche oder gewerbliche Zwecke verarbeitet oder genutzt werden
durch

1. nicht-6ffentliche Stellen,
2.
a. offentliche Stellen des Bundes, soweit sie als offentlich-rechtliche Unternehmen am
Wettbewerb teilnehmen,
b. offentliche Stellen der Lander, soweit sie als 6ffentlich-rechtliche Unternehmen am
Wettbewerb teilnehmen, Bundesrecht ausfiihren und der Datenschutz nicht durch
Landesgesetz geregelt ist.

In den Fallen der Nummer 2 Buchstabe a gelten anstelle des § 38 die 88 18, 21 und 24 his 26.
(2) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten nicht fir die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener

Daten in Akten, soweit es sich nicht um personenbezogene Daten handelt, die offensichtlich aus einer
Datel entnommen worden sind.



§ 28 Datenspeicherung, -libermittlung und -nutzung fiir eigene Zwecke

(1) Das Speichern, Verandern oder Ubermitteln personenbezogener Daten oder ihre Nutzung als Mittel fiir
die Erfullung eigener Geschaftszwecke ist zuléssig

1. im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhaltnisses oder vertragsahnlichen
Vertrauensverhaltnisses mit dem Betroffenen,

2. soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein
Grund zu der Annahme besteht, dal} das schutzwiirdige Interesse des Betroffenen an dem
Ausschlul? der Verarbeitung oder Nutzung Uberwiegt,

3. wenn die Daten aus allgemein zuganglichen Quellen entnommen werden kénnen oder die
speichernde Stelle sie verdffentlichen dirfte, es sei denn, dal3 das schutzwiirdige Interesse des
Betroffenen an dem Ausschlul? der Verarbeitung oder Nutzung offensichtlich Giberwiegt,

4. wenn es im Interesse der speichernden Stelle zur Durchfiihrung wissenschaftlicher Forschung
erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchfiihrung des Forschungsvorhabens
das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluld der Zweckanderung erheblich tiberwiegt und
der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit unverhéltnismafiigem Aufwand
erreicht werden kann.

Die Daten mussen nach Treu und Glauben und auf rechtmél3ige Weise erhoben werden.

(2) Die Ubermittlung oder Nutzung ist auch zulassig

1.
a. soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen eines Dritten oder offentlicher Interessen
erforderlich ist oder
b. wenn es sich um listenmaRig oder sonst zusammengefallte Daten tber Angehérige einer
Personengruppe handelt, die sich auf
= eine Angabe Uber die Zugehorigkeit des Betroffenen zu dieser Personengruppe,
» Berufs-, Branchen- oder Geschéaftsbezeichnung,

=  Namen,

= Titel,

= akademische Grade,
= Anschrift,

»  Geburtsjahr

beschranken und

2. kein Grund zu der Annahme besteht, dal3 der Betroffene ein schutzwtirdiges Interesse an dem
AusschluR? der Ubermittlung hat. In den Fallen des Buchstabens b kann im allgemeinen davon
ausgegangen werden, dal3 dieses Interesse besteht, wenn im Rahmen der Zweckbestimmung eines
Vertragsverhaltnisses oder vertragsdhnlichen V ertrauensverhéaltnisses gespeicherte Daten
Ubermittelt werden sollen, die sich

auf gesundheitliche Verhaltnisse,

auf strafbare Handlungen,

auf Ordnungswidrigkeiten,

auf religidse oder politische Anschauungen sowie

bei Ubermittlung durch den Arbeitgeber auf arbeitsrechtliche Rechtsverhéltnisse

O O OO0 O

beziehen, oder

3. wenn es im Interesse einer Forschungseinrichtung zur Durchfiihrung wissenschatftlicher
Forschung erforderlich ist, das wissenschatftliche Interesse an der Durchfiihrung des
Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluf? der Zweckéanderung
erheblich Gberwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit
unverhaltnismaRigem Aufwand erreicht werden kann.



(3) Widerspricht der Betroffene bei der speichernden Stelle der Nutzung oder Ubermittlung seiner Daten
fir Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung, ist eine Nutzung oder Ubermittlung
fur diese Zwecke unzulassig. Widerspricht der Betroffene beim Empfanger der nach Absatz 2
Ubermittelten Daten der Verarbeitung oder Nutzung fur Zwecke der Werbung oder der Markt- oder
Meinungsforschung, hat dieser die Daten fur diese Zwecke zu sperren.

(4) Der Empfanger darf die Ubermittelten Daten fir den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen
Erflllung sie ihm Gbermittelt werden. Eine Verarbeitung oder Nutzung fur andere Zwecke ist nur unter
den Voraussetzungen der Absétze 1 und 2 zuléssig. Die Ubermittelnde Stelle hat den Empfanger darauf
hinzuweisen.

§ 29 GeschiftsmaRige Datenspeicherung zum Zwecke der Ubermittlung

(1) Das geschaftsmaliige Speichern oder Verédndern personenbezogener Daten zum Zwecke der
Ubermittlung ist zulassig, wenn

1. kein Grund zu der Annahme besteht, dal3 der Betroffene ein schutzwiirdiges Interesse an dem
Ausschlul? der Speicherung oder Veranderung hat, oder

2. die Daten aus allgemein zuganglichen Quellen entnommen werden kénnen oder die speichernde
Stelle sie verdffentlichen duirfte, es sei denn, dald das schutzwiirdige Interesse des Betroffenen an
dem Ausschluf? der Speicherung oder Veranderung offensichtlich Gberwiegt.

8 28 Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden.

(2) Die Ubermittlung ist zulassig, wenn

1.
a. der Empféanger ein berechtigtes Interesse an ihrer Kenntnis glaubhaft dargelegt hat oder
b. es sich um listenm&Rig oder sonst zusammengefalRte Daten nach 8§ 28 Abs. 2 Nr. 1
Buchstabe b handelt, die fur Zwecke der Werbung oder der Markt- oder
Meinungsforschung tGbermittelt werden sollen, und
2. kein Grund zu der Annahme besteht, dalR der Betroffene ein schutzwirdiges Interesse an dem
AusschluR der Ubermittlung hat.

§ 28 Abs.2 Nr.1 Satz 2 gilt entsprechend. Bei der Ubermittlung nach Nummer 1 Buchstabe asind die
Grinde fur das Vorliegen eines berechtigten Interesses und die Art und Weise ihrer glaubhaften
Darlegung von der (ibermittelnden Stelle aufzuzeichnen. Bei der Ubermittlung im automatisierten
Abrufverfahren obliegt die Aufzeichnungspflicht dem Empfanger.

(3) Fur die Verarbeitung oder Nutzung der Ubermittelten Daten gilt § 28 Abs.3 und 4.

§ 30 GeschiftsmaRige Datenspeicherung zum Zwecke der Ubermittlung in anonymisierter Form

(1) Werden personenbezogene Daten geschaftsmalidig gespeichert, um sie in anonymisierter Form zu
Ubermitteln, sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben Uber personliche oder
sachliche Verhéltnisse einer bestimmten oder bestimmbaren nattirlichen Person zugeordnet werden
konnen. Diese Merkmale diirfen mit den Einzelangaben nur zusammengefihrt werden, sowelt dies fir die
Erfullung des Zweckes der Speicherung oder zu wissenschaftlichen Zwecken erforderlich ist.



(2) Die Veranderung personenbezogener Daten ist zulassig, wenn

1. kein Grund zu der Annahme besteht, dal3 der Betroffene ein schutzwirdiges Interesse an dem
Ausschlul? der Verdnderung hat, oder

2. die Daten aus allgemein zuganglichen Quellen entnommen werden kénnen oder die speichernde
Stelle sie verdffentlichen dirfte, es sei denn, dalR das schutzwirdige Interesse des Betroffenen an
dem Ausschlu’ der Veranderung offensichtlich Giberwiegt.

(3) Die personenbezogenen Daten sind zu |6schen, wenn ihre Speicherung unzulassig ist.

(4) Die 88 29, 33, 34 und 35 gelten nicht.

§ 31 Besondere Zweckbindung

Personenbezogene Daten, die ausschliefdlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung
oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemél3en Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert
werden, durfen nur fUr diese Zwecke verwendet werden.

§ 32 Meldepflichten

(1) Die Stellen, die personenbezogene Daten geschéftsmaliig

1. zum Zwecke der Ubermittlung speichern,
2. zum Zwecke der anonymisierten Ubermittlung speichern oder
3. im Auftrag als Dienstleistungsunternehmen verarbeiten oder nutzen,

sowie ihre Zweigniederlassungen und unselbsténdigen Zweigstellen haben die Aufnahme und Beendigung
ihrer T&tigkeit der zustandigen ufsichtsbehorde innerhalb eines Monats mitzuteilen.

(2) Bel der Anmeldung sind folgende Angaben fir das bei der Aufsichtsbehtrde gefiihrt Register
mitzuteilen:

Name oder Firma der Stelle,

Inhaber, Vorstédnde, Geschéftsfihrer oder sonstige gesetzlich oder nach der Verfassung des
Unternehmens berufene Leiter und die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragten
Personen,

Anschrift,

Geschéftszwecke der Stelle und der Datenverarbeitung,

Name des Beauftragten fuir den Datenschutz,

allgemeine Beschreibung der Art der gespeicherten personenbezogenen Daten. Im Falle des
Absatzes 1 Nr.3 ist diese Angabe nicht erforderlich.

N
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(3) Bel der Anmeldung sind auf3erdem folgende Angaben mitzuteilen, die nicht in das Register
aufgenommen werden:

1. Art der eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen,



2. beiregelmaRiger Ubermittlung personenbezogener Daten Empfanger und Art der Gibermittelten
Daten.

(4) Absatz 1 gilt fir die Anderung der nach Absitzen 2 und 3 mitgeteilten Angaben entsprechend.

(5) Die Aufsichtsbehdrde kann im Einzelfall festlegen, welche Angaben nach Absatz 2 Nr.4 und 6, Absatz
3 und Absatz 4 mitgeteilt werden mussen. Der mit den Mitteilungen verbundene Aufwand muf3 in einem
angemessenen Verhdltnis zu ihrer Bedeutung fur die Uberwachung durch die Aufsichtsbehtrde stehen.

Zweiter Unter abschnitt - Rechte des Betroffenen

§ 33 Benachrichtigung des Betroffenen

(1) Werden erstmals personenbezogene Daten fir eigene Zwecke gespeichert, ist der Betroffene von der
Speicherung und der Art der Daten zu benachrichtigen. Werden personenbezogene Daten geschaftsmaliig
zum Zwecke der Ubermittlung gespeichert, ist der Betroffene von der erstmaligen Ubermittlung und der
Art der Ubermittelten Daten zu benachrichtigen.

(2) Eine Pflicht zur Benachrichtigung besteht nicht, wenn

1. der Betroffene auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung oder der Ubermittlung erlangt hat,

2. die Daten nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher, satzungsmaRiger oder
vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften nicht geldscht werden diurfen oder ausschlief3lich der
Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle dienen,

3. die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen des
Uberwiegenden rechtlichen Interesses eines Dritten, geheimgehalten werden miissen,

4. die zustandige offentliche Stelle gegenuber der speichernden Stelle festgestellt hat, dal3 das
Bekanntwerden der Daten die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung geféahrden oder sonst dem
Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten wiirde,

5. die Daten in einer Datei gespeichert werden, die nur voriibergehend vorgehalten und innerhalb
von drei Monaten nach ihrer Erstellung geléscht wird,

6. die Daten fur eigene Zwecke gespeichert sind und

a. aus allgemein zuganglichen Quellen entnommen sind oder

b. die Benachrichtigung die Geschéaftszwecke der speichernden Stelle erheblich gefahrden
wurde, es sei denn, dal3 das Interesse an der Benachrichtigung die Gefdhrdung tberwiegt,
oder

7. die Daten geschaftsmaRig zum Zwecke der Ubermittlung gespeichert sind und
aus allgemein zuganglichen Quellen entnommen sind, soweit sie sich auf diejenigen Personen
beziehen, die diese Daten veroffentlicht haben, oder

a. es sich um listenmafig oder sonst zusammengefalite Daten handelt (§ 29 Abs.2 Nr.1
Buchstabe b).

§ 34 Auskunft an den Betroffenen

(1) Der Betroffene kann Auskunft verlangen tber

1. die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf Herkunft und Empféanger
beziehen,

2. den Zweck der Speicherung und

3. Personen und Stellen, an die seine Daten regelmafig dbermittelt werden, wenn seine Daten
automatisiert verarbeitet werden.



Er soll die Art der personenbezogenen Daten, tber die Auskunft erteilt werden soll, ndher bezeichnen.
Werden die personenbezogenen Daten geschaftsmaiiig zum Zwecke der Ubermittlung gespeichert, kann
der Betroffene Uber Herkunft und Empfanger nur Auskunft verlangen, wenn er begriindete Zweifel an der
Richtigkeit der Daten geltend macht. In diesem Falle ist Auskunft tber Herkunft und Empfanger auch
dann zu erteilen, wenn diese Angaben nicht gespeichert sind.

(2) Der Betroffene kann von Stellen, die geschaftsméaliig personenbezogene Daten zum Zwecke der
Auskunftserteilung speichern, Auskunft tber seine personenbezogenen Daten verlangen, auch wenn sie
nicht in einer Datei gespeichert sind. Auskunft Gber Herkunft und Empfanger kann der Betroffene nur
verlangen, wenn er begriindete Zweifel an der Richtigkeit der Daten geltend macht. 8 38 Abs.1 ist mit der
Mal3gabe anzuwenden, dal3 die Aufsichtsbehtrde im Einzelfall die Einhaltung von Satz 1 tiberprift, wenn
der Betroffene begrindet darlegt, dal? die Auskunft nicht oder nicht richtig erteilt worden ist.

(3) Die Auskunft wird schriftlich erteilt, soweit nicht wegen der besonderen Umstande eine andere Form
der Auskunftserteilung angemessen ist.

(4) Eine Pflicht zur Auskunftserteilung besteht nicht, wenn der Betroffene nach §8 33 Abs.2 Nr.2 bis 6
nicht zu benachrichtigen ist.

(5) Die Auskunft ist unentgeltlich. Werden die personenbezogenen Daten geschaftsmalilig zum Zwecke der
Ubermittlung gespeichert, kann jedoch ein Entgelt verlangt werden, wenn der Betroffene die Auskunft
gegenuber Dritten zu wirtschaftlichen Zwecken nutzen kann. Das Entgelt darf Uber die durch die
Auskunftserteilung entstandenen direkt zurechenbaren Kosten nicht hinausgehen. Ein Entgelt kann in den
Féllen nicht verlangt werden, in denen besondere Umstande die Annahme rechtfertigen, dal3 Daten
unrichtig oder unzuléssig gespeichert werden, oder in denen die Auskunft ergibt, dal3 die Daten zu
berichtigen oder unter der Voraussetzung des 8 35 Abs.2 Satz 2 Nr.1 zu [6éschen sind.

(6) It die Auskunftserteilung nicht unentgeltlich, ist dem Betroffenen die Moglichkeit zu geben, sichim
Rahmen seines Auskunftsanspruchs personlich Kenntnis tber die ihn betreffenden Daten und Angaben zu
verschaffen. Er ist hierauf in geeigneter Welise hinzuweisen.

§ 35 Berichtigung, Loschung und Sperrung von Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind.

(2) Personenbezogene Daten kénnen aul3er in den Fallen des Absatzes 3 Nr.1 und 2 jederzeit geldscht
werden. Personenbezogene Daten sind zu |6schen, wenn

1. ihre Speicherung unzulassig ist,

2. es sich um Daten Uber gesundheitliche Verhéltnisse, strafbare Handlungen, Ordnungswidrigkeiten
sowie religiose oder politische Anschauungen handelt und ihre Richtigkeit von der speichernden
Stelle nicht bewiesen werden kann,

3. sie fur eigene Zwecke verarbeitet werden, sobald ihre Kenntnis fur die Erfullung des Zweckes der
Speicherung nicht mehr erforderlich ist, oder

4. sie geschaftsmaRig zum Zwecke der Ubermittlung verarbeitet werden und eine Prifung am Ende
des funften Kalenderjahres nach ihrer erstmaligen Speicherung ergibt, daf3 eine langerwéhrende
Speicherung nicht erforderlich ist.



(3) Andie Stelle einer LOoschung tritt eine Sperrung, soweit

1. im Falle des Absatzes 2 Nr. 3 oder 4 einer Loschung gesetzliche, satzungsméanige oder
vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,

2. Grund zu der Annahme besteht, dal? durch eine Loschung schutzwirdige Interessen des
Betroffenen beeintrachtigt wirden, oder

3. eine Loschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhaltnismafig
hohem Aufwand mdglich ist.

(4) personenbezogene Daten sind ferner zu sperren, soweit ihre Richtigkeit vom Betroffenen bestritten
wird und sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen l&f3t.

(5) Personenbezogene Daten, die unrichtig sind oder deren Richtigkeit bestritten wird, mtssen bei der
geschaftsmaRigen Datenspeicherung zum Zwecke der Ubermittlung auRer in den Fallen des Absatzes 2
Nr.2 nicht berichtigt, gesperrt oder gel0scht werden, wenn sie aus allgemein zuganglichen Quellen
entnommen und zu Dokumentationszwecken gespeichert sind. Auf Verlangen des Betroffenen ist diesen
Daten fur die Dauer der Speicherung seine Gegendarstellung beizufiigen. Die Daten dirfen nicht ohne
diese Gegendarstellung Gbermittelt werden.

(6) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung bestrittener Daten sowie der Ldschung oder
Sperrung wegen Unzul&ssigkeit der Speicherung sind die Stellen zu verstéandigen, denen im Rahmen einer
regelméaiiigen Datentibermittlung diese Daten zur Speicherung weitergegeben werden, wenn dies zur
Wahrung der schutzwirdigen I nteressen des Betroffenen erforderlich ist.

(7) Gesperrte Daten dirfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur Ubermittelt oder genutzt werden, wenn

1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus
sonstigen im uberwiegenden Interesse der speichernden Stelle oder eines Dritten liegenden
Grunden unerlaflich ist und

2. die Daten hierfur Gibermittelt oder genutzt werden dirften, wenn sie nicht gesperrt waren.

Dritter Unterabschnitt - Beauftragter fir den Datenschutz, Aufsichtsbehorde

§ 36 Bestellung eines Beauftragten fiir den Datenschutz

(1) Die nicht-offentlichen Stellen, die personenbezogene Daten automatisiert verarbeiten und damit in der
Regel mindestens funf Arbeitnehmer standig beschaftigen, haben spéatestens innerhalb eines Monats nach
Aufnahme ihrer Tatigkeit einen Beauftragten fur den Datenschutz schriftlich zu bestellen. Das gleiche gilt,
wenn personenbezogene Daten auf andere Welse verarbeitet werden und damit in der Regel mindestens
zwanzig Arbeitnehmer standig beschéftigt sind.

(2) Zum Beauftragten fur den Datenschutz darf nur bestellt werden, wer die zur Erflllung seiner Aufgaben
erforderliche Fachkunde und Zuverl&ssigkeit besitzt.

(3) Der Beauftragte fur den Datenschutz ist dem Inhaber, dem Vorstand, dem Geschéftsfiihrer oder dem
sonstigen gesetzlich oder nach der Verfassung des Unternehmens berufenen Leiter unmittelbar zu
unterstellen. Er ist bel Anwendung seiner Fachkunde auf dem Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. Er



darf wegen der Erfillung seiner Aufgaben nicht benachteiligt werden. Die Bestellung zum Beauftragten
fur den Datenschutz kann nur auf Verlangen der Aufsichtsbehtrde oder in entsprechender Anwendung
von 8§ 626 des Birgerlichen Gesetzbuchs widerrufen werden.

(4) Der Beauftragte fur den Datenschutz ist zur Verschwiegenheit Gber die Identitét des Betroffenen sowie
Uber Umstande, die Rickschlisse auf den Betroffenen zulassen, verpflichtet, soweit er nicht davon durch
den Betroffenen befreit wird.

(5) Die nicht-offentliche Stelle hat den Beauftragten fir den Datenschutz bei der Erflillung seiner
Aufgaben zu unterstiitzen und ihm insbesondere, soweit dies zur Erflllung seiner Aufgaben erforderlich
ist, Hilfspersonal sowie Raume, Einrichtungen, Gerdte und Mittel zur Verfligung zu stellen.

§ 37 Aufgaben des Beauftragten fiir den Datenschutz

(1) Der Beauftragte fur den Datenschutz hat die Ausflihrung dieses Gesetzes sowie anderer Vorschriften
Uber den Datenschutz sicherzustellen. Zu diesem Zweck kann er sich in Zweifelsféllen an die
Aufsichtshehdrde wenden. Er hat insbesondere

1. die ordnungsgemalle Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe
personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu Uberwachen; zu diesem Zweck ist er tber
Vorhaben der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten rechtzeitig zu unterrichten,

2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tatigen Personen durch geeignete
MalRnahmen mit den Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderen Vorschriften Giber den
Datenschutz, bezogen auf die besonderen Verhaltnisse in diesem Geschéftsbereich und die sich
daraus ergebenden besonderen Erfordernisse fiir den Datenschutz, vertraut zu machen,

3. bei der Auswahl der bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tatigen Personen beratend
mitzuwirken.

(2) Dem Beauftragten ist von der nicht-6ffentlichen Stelle eine Ubersicht zur Verfiigung zu stellen tiber

eingesetzte Datenverarbeitungsanlagen,

Bezeichnung und Art der Dateien,

Art der gespeicherten Daten,

Geschéftszwecke, zu deren Erfiillung die Kenntnis dieser Daten erforderlich ist,

deren regelmaflige Empfanger,

zugriffsberechtigte Personengruppen oder Personen, die allein zugriffsberechtigt sind.
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(3) Absatz 2 Nr.2 bis 6 gilt nicht ftr Dateien, die nur voribergehend vorgehalten und innerhalb von drei
Monaten nach ihrer Erstellung geldscht werden.

§ 38 Aufsichtsbehorde

(1) Die Aufsichtsbehdrde tberpriift im Einzelfall die Ausfihrung dieses Gesetzes sowie anderer
Vorschriften Uber den Datenschutz, soweit diese die Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten
in oder aus Dateien regeln, wenn ihr hinreichende Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dal3 eine dieser
Vorschriften durch nicht-6ffentliche Stellen verletzt ist, insbesondere wenn es der Betroffene selbst
begrindet darlegt.



(2) Werden personenbezogene Daten geschaftsméaliig

1. zum Zwecke der Ubermittlung gespeichert,
2. zum Zwecke der anonymisierten Ubermittlung gespeichert oder
3. im Auftrag durch Dienstleistungsunternehmen verarbeitet,

Uberwacht die Aufsichtsbehdrde die Ausfihrung dieses Gesetzes oder anderer Vorschriften Gber den
Datenschutz, soweit diese die Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten in oder aus Dateien
regeln. Die Aufsichtsbehorde fuhrt das Register nach § 32 Abs.2. Das Register kann von jedem
eingesehen werden.

(3) Die der Prufung unterliegenden Stellen sowie die mit deren Leitung beauftragten Personen haben der
Aufsichtsbehdrde auf Verlangen die fur die Erfullung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskinfte
unverzuglich zu erteilen. Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren
Beantwortung ihn selbst oder einen der in 8 383 Abs.1 Nr.1 bis 3 der Zivilprozef3ordnung bezeichneten
Angehorigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz tiber
Ordnungswidrigkeiten aussetzen wirde. Der Auskunftspflichtige ist darauf hinzuweisen.

(4) Die von der Aufsichtsbehdrde mit der Uberpriifung oder Uberwachung beauftragten Personen sind
befugt, sowelt es zur Erfullung der der Aufsichtsbehdrde tbertragenen Aufgaben erforderlich ist, wahrend
der Betriebs- und Geschéftszeiten Grundstticke und Geschéftsraume der Stelle zu betreten und dort
Prifungen und Besichtigungen vorzunehmen. Sie kdnnen geschéftliche Unterlagen, insbesondere die
Ubersicht nach § 37 Abs.2 sowie die gespeicherten personenbezogenen Daten und die
Datenverarbeitungsprogramme, einsehen. 8 24 Abs.6 gilt entsprechend. Der Auskunftspflichtige hat diese
Mal3nahmen zu dulden.

(5) Zur Gewéhrleistung des Datenschutzes nach diesem Gesetz und anderen Vorschriften tber den
Datenschutz, soweit diese die Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten in oder aus Dateien
regeln, kann die Aufsichtsbehdrde anordnen, dal3 im Rahmen der Anforderungen nach § 9 Mal3nahmen
zur Beseitigung festgestellter technischer oder organisatorischer Mangel getroffen werden. Bel
schwerwiegenden Méangeln dieser Art, insbesondere, wenn sie mit besonderer Geféhrdung des
Personlichkeitsrechts verbunden sind, kann sie den Einsatz einzelner Verfahren untersagen, wenn die
Mangel entgegen der Anordnung nach Satz 1 und trotz der Verhdngung eines Zwangsgeldes nicht in
angemessener Zeit beseitigt werden. Sie kann die Abberufung des Beauftragten fir den Datenschutz
verlangen, wenn er die zur Erfullung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlassigkeit nicht
besitzt.

(6) Die Landesregierungen oder die von ihnen erméchtigten Stellen bestimmen die fiir die Uberwachung
der Durchfiihrung des Datenschutzes im Anwendungsbereich dieses Abschnittes zustandigen
Aufsichtsbehdrden.

(7) Die Anwendung der Gewerbeordnung auf die den Vorschriften dieses Abschnitts unterliegenden
Gewerbebetriebe bleibt unbertihrt.

Vierter Abschnitt - Sondervor schriften



§ 39 Zweckbindung bei personenbezogenen Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis
unterliegen

(1) Personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen und die von
der zur Verschwiegenheit verpflichteten Stelle in Austibung ihrer Berufs- oder Amtspflicht zur Verfigung
gestellt worden sind, dirfen von der speichernden Stelle nur fir den Zweck verarbeitet oder genutzt
werden, fir den sie sie erhalten hat. In die Ubermittlung an eine nicht-6ffentliche Stelle muR die zur
Verschwiegenheit verpflichtete Stelle einwilligen.

(2) Fir einen anderen Zweck diirfen die Daten nur verarbeitet oder genutzt werden, wenn die Anderung
des Zwecks durch besonderes Gesetz zugelassen ist.

§ 40 Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch Forschungseinrichtungen

(1) Far Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erhobene oder gespeicherte personenbezogene Daten
durfen nur fir Zwecke der wissenschaftlichen Forschung verarbeitet oder genutzt werden.

(2) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an andere als 6ffentliche Stellen fiir Zwecke der
wissenschaftlichen Forschung ist nur zulssig, wenn diese sich verpflichten, die tbermittelten Daten nicht
fur andere Zwecke zu verarbeiten oder zu nutzen und die Vorschrift des Absatzes 3 einzuhalten.

(3) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck
madglich ist. Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben Uber
personliche oder sachliche Verhdltnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet werden
konnen. Sie durfen mit den Einzelangaben nur zusammengefuihrt werden, soweit der Forschungszweck
dies erfordert.

(4) Die wissenschaftliche Forschung betreibenden Stellen dirfen personenbezogene Daten nur
veroffentlichen, wenn

1. der Betroffene eingewilligt hat oder
2. dies fur die Darstellung von Forschungsergebnissen tber Ereignisse der Zeitgeschichte
unerlaBlich ist.

§ 41 Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch die Medien

(1) Soweit personenbezogene Daten von Unternehmen oder Hilfsunternehmen der Presse oder des Films
oder von Hilfsunternehmen des Rundfunks ausschlief3lich zu eigenen journalistisch-redaktionellen
Zwecken verarbeitet oder genutzt werden, gelten von den Vorschriften dieses Gesetzes nur die 88 5 und 9.
Soweit Verlage personenbezogene Daten zur Herausgabe von Adressen-, Telefon-, Branchen- oder
vergleichbaren Verzeichnissen verarbeiten oder nutzen, gilt Satz 1 nur, wenn mit der Herausgabe zugleich
eine journalistisch-redaktionelle Tétigkeit verbunden ist.

(2) Fuhrt die journalistisch-redaktionelle Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten durch die
Rundfunkanstalten des Bundesrechts zur Verdffentlichung von Gegendarstellungen des Betroffenen, so



sind diese Gegendarstellungen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und fur dieselbe Zeitdauer
aufzubewahren wie die Daten selbst.

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung der Rundfunkanstalten des Bundesrechts in seinem
Personlichkeitsrecht beeintréchtigt, so kann er Auskunft Gber die der Berichterstattung zugrundeliegenden,
zu seiner Person gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann verweigert werden, soweit aus den
Daten auf die Person des Verfassers, Einsenders oder Gewahrsmannes von Beitragen, Unterlagen und
Mitteilungen fir den redaktionellen Teil geschlossen werden kann. Der Betroffene kann die Berichtigung
unrichtiger Daten verlangen.

(4) Im Gbrigen gelten fir die Rundfunkanstalten des Bundesrechts von den Vorschriften dieses Gesetzes
die 88 5 und 9. Anstelle der 88 24 bis 26 gilt § 42, auch soweit es sich um Verwaltungsangelegenheiten
handelt.

§ 42 Datenschutzbeauftragte der Rundfunkanstalten des Bundesrechts

(1) Die Rundfunkanstalten des Bundesrechts bestellen jeweils einen Beauftragten fur den Datenschutz, der
an die Stelle des Bundesbeauftragten fur den Datenschutz tritt. Die Bestellung erfolgt auf VVorschlag des
Intendanten durch den Verwaltungsrat fir die Dauer von vier Jahren, wobel Wiederbestellungen zul&ssig
sind. Das Amt eines Beauftragten fur den Datenschutz kann neben anderen Aufgaben innerhalb der
Rundfunkanstalt wahrgenommen werden.

(2) Der Beauftragte fur den Datenschutz kontrolliert die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes
sowie anderer Vorschriften tUber den Datenschutz. Er ist in Ausiibung dieses Amtes unabhangig und nur
dem Gesetz unterworfen. Im tbrigen untersteht er der Dienst- und Rechtsaufsicht des Verwaltungsrates.

(3) Jedermann kann sich entsprechend 8 21 Satz 1 an den Beauftragten fir den Datenschutz wenden.

(4) Der Beauftragte fur den Datenschutz erstattet den Organen der jeweiligen Rundfunkanstalt des
Bundesrechts alle zwei Jahre, erstmals zum 1.Januar 1994 einen Tétigkeitsbericht. Er erstattet dartber
hinaus besondere Berichte auf Beschlul’ eines Organes der jeweiligen Rundfunkanstalt. Die
Tatigkeitsberichte Gibermittelt der Beauftragte auch an den Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz.

(5) Weitere Regelungen entsprechend den 88 23 bis 26 treffen die Rundfunkanstalten des Bundesrechts
jewells fur ihren Bereich. § 18 bleibt unberihrt.

Funfter Abschnitt - SchluRvor schriften

§ 43 Strafvorschriften

(1) Wer unbefugt von diesem Gesetz geschiitzte personenbezogene Daten, die nicht offenkundig sind,

1. speichert, verandert oder tbermittelt,
2. zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens bereithalt oder
3. abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien verschafft,



wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer

1. die Ubermittlung von durch dieses Gesetz geschiitzten personenbezogenen Daten, die nicht
offenkundig sind, durch unrichtige Angaben erschleicht,

2. entgegen § 16 Abs.4 Satz 1, § 28 Abs.4 Satz 1, auch in Verbindung mit § 29 Abs.3, § 39 Abs.1
Satz 1 oder § 40 Abs.1 die tibermittelten Daten fir andere Zwecke nutzt, indem er sie an Dritte
weitergibt, oder

3. entgegen 8 30 Abs.1 Satz 2 die in § 30 Abs.1 Satz 1 bezeichneten Merkmale oder entgegen § 40
Abs.3 Satz 3 die in § 40 Abs.3 Satz 2 bezeichneten Merkmale mit den Einzelangaben
zusammenfuhrt.

(3) Handelt der Téter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen
anderen zu schadigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

(4) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.

§ 44 Bufgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrlassig

1. entgegen 8§ 29 Abs.2 Satz 3 oder 4 die dort bezeichneten Griinde oder die Art und Weise ihrer
glaubhaften Darlegung nicht aufzeichnet,

2. entgegen § 32 Abs.1, auch in Verbindung mit Absatz 4, eine Meldung nicht oder nicht rechtzeitig

erstattet oder entgegen § 32 Abs.2, auch in Verbindung mit Absatz 4, bei einer solchen Meldung

die erforderlichen Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollstdndig mitteilt,

entgegen § 33 Abs.1 den Betroffenen nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig benachrichtigt,

entgegen § 35 Abs.5 Satz 3 Daten ohne Gegendarstellung tbermittelt,

entgegen § 36 Abs.1 einen Beauftragten fir den Datenschutz nicht oder nicht rechtzeitig bestellt,

entgegen § 38 Abs.3 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstéandig oder nicht

rechtzeitig erteilt oder entgegen § 38 Abs.4 Satz 4 den Zutritt zu den Grundstticken oder

Geschéftsraumen oder die Vornahme von Prifungen oder Besichtigungen oder die Einsicht in

geschaftliche Unterlagen nicht duldet, oder

7. einer vollziehbaren Anordnung nach 8§ 38 Abs.5 Satz 1 zuwiderhandelt.

o0k w

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufl3e bis zu flinfzigtausend Deutsche Mark geahndet
werden.

Anlage

(zu 89 Satz 1)

Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet, sind Mal3nahmen zu treffen, die je nach der
Art der zu schiitzenden personenbezogenen Daten geeignet sind,

1. Unbefugten den Zugang zu Datenverarbeitungsanlagen, mit denen personenbezogene Daten
verarbeitet werden, zu verwehren (Zugangskontrolle),



10.

zu verhindern, daf Datentrager unbefugt gelesen, kopiert, verdndert oder entfernt werden kdnnen
(Datentragerkontrolle),

die unbefugte Eingabe in den Speicher sowie die unbefugte Kenntnisnahme, Veranderung oder
Loschung gespeicherter personenbezogener Daten zu verhindern (Speicherkontrolle),

zu verhindern, daf3 Datenverarbeitungssysteme mit Hilfe von Einrichtungen zur Datenibertragung
von Unbefugten genutzt werden kdnnen (Benutzerkontrolle),

zu gewahrleisten, dal3 die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Berechtigten
ausschlieRlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen kénnen
(Zugriffskontrolle),

zu gewabhrleisten, dal3 Uberprift und festgestellt werden kann, an welche Stellen
personenbezogene Daten durch Einrichtungen zur Dateniibertragung tibermittelt werden kdnnen
(Ubermittlungskontrolle),

zu gewahrleisten, dalR nachtraglich Gberprift und festgestellt werden kann, welche
personenbezogenen Daten zu welcher Zeit von wem in Datenverarbeitungssysteme eingegeben
worden sind (Eingabekontrolle),

zu gewahrleisten, dalR personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur
entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden kénnen (Auftragskontrolle),
zu verhindern, daR bei der Ubertragung personenbezogener Datentragern die Daten unbefugt
gelesen, kopiert, verédndert oder geldscht werden kénnen (Transportkontrolle),

die innerbehordliche oder innerbetriebliche Organisation so zu gestalten, daf3 sie den besonderen
Anforderungen des Datenschutzes gerecht wird (Organisationskontrolle).



	Bundesdatenschutzgesetz (1990)
	Erster Abschnitt - Allgemeine Bestimmungen
	§ 1  Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes
	§ 2  Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen
	§ 3  Weitere Begriffsbestimmungen
	§ 4  Zulässigkeit der Datenerverarbeitung und -nutzung
	§ 5  Datengeheimnis
	§ 6  Unabdingbare Rechte des Betroffenen
	§ 7  Schadensersatz durch öffentliche Stellen
	§ 8  Schadensersatz durch nicht-öffentliche Stellen
	§ 9  Technische und organisatorische Maßnahmen
	§ 10  Einrichtung automatisierter Abrufverfahren
	§ 11  Verarbeitung oder personenbezogener Daten im Auftrag

	Zweiter Abschnitt - Datenverarbeitung der öffentlichen Stellen
	Erster Unterabschnitt - Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
	§ 12  Anwendungsbereich
	§ 13  Datenerhebung
	§ 14  Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung
	§ 15  Datenübermittlung an öffentliche Stellen
	§ 16  Datenübermittlung an nicht-öffentliche Stellen
	§ 17  Datenübermittlung an Stellen außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes
	§ 18  Durchführung des Datenschutzes in der Bundesverwaltung

	Zweiter Unterabschnitt - Rechte des Betroffenen
	§ 19  Auskunft an den Betroffenen
	§ 20  Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten
	§ 21  Anrufung des Bundesbeauftragten für den Datenschutz

	Dritter Unterabschnitt - Bundesbeauftragter für den Datenschutz
	§ 22  Wahl des Bundesbeauftragten für den Datenschutz
	§ 23  Rechtsstellung des Bundesbeauftragten für den Datenschutz
	§ 24  Kontrolle durch den Bundesbeauftragten für den Datenschutz
	§ 25  Beanstandungen durch den Bundesbeauftragten für den Datenschutz
	§ 26  Weitere Aufgaben des Bundesbeauftragten für den Datenschutz, Dateienregister

	Dritter Abschnitt - Datenverarbeitung nicht-öffentlicher Stellen und öffentlich-rechtlicher Wettbewerbsunternehmen
	Erster Unterabschnitt - Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
	§ 27  Anwendungsbereich
	§ 28  Datenspeicherung, -übermittlung und -nutzung für eigene Zwecke
	§ 29  Geschäftsmäßige Datenspeicherung zum Zwecke der Übermittlung
	§ 30  Geschäftsmäßige Datenspeicherung zum Zwecke der Übermittlung in anonymisierter Form
	§ 31  Besondere Zweckbindung
	§ 32  Meldepflichten

	Zweiter Unterabschnitt - Rechte des Betroffenen
	§ 33  Benachrichtigung des Betroffenen
	§ 34  Auskunft an den Betroffenen
	§ 35  Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten

	Dritter Unterabschnitt - Beauftragter für den Datenschutz, Aufsichtsbehörde
	§ 36  Bestellung eines Beauftragten für den Datenschutz
	§ 37  Aufgaben des Beauftragten für den Datenschutz
	§ 38  Aufsichtsbehörde

	Vierter Abschnitt - Sondervorschriften
	§ 39  Zweckbindung bei personenbezogenen Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegen
	§ 40  Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch Forschungseinrichtungen
	§ 41  Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten durch die Medien
	§ 42  Datenschutzbeauftragte der Rundfunkanstalten des Bundesrechts

	Fünfter Abschnitt - Schlußvorschriften
	§ 43  Strafvorschriften
	§ 44  Bußgeldvorschriften
	Anlage





